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2. KAPITEL

Voraussetzungen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit
1. ABSCHNITT 

Straftaten und Verfehlungen

§ 1
(1) Straftaten sind schuldhaft begangene gesellschaftswidrige oder gesellschafts

gefährliche Handlungen (Tun oder Unterlassen), die nach dem Gesetz als Ver
gehen oder Verbrechen strafrechtliche Verantwortlichkeit begründen.

(2) Vergehen sind vorsätzlich oder fahrlässig begangene gesellschaftswidrige 
Straftaten, welche die Rechte und Interessen der Bürger, das sozialistische Eigentum, 
die gesellschaftliche und staatliche Ordnung oder andere Rechte und Interessen der 
Gesellschaft schädigen. Sie ziehen strafrechtliche Verantwortlichkeit vor einem 
gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege oder Strafen ohne Freiheitsentzug oder, 
soweit gesetzlich vorgesehen, bei schweren Vergehen Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren nach sich. Die Strafe für besonders schwere fahrlässige Vergehen ist, soweit 
gesetzlich vorgesehen, Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren.

(3) Verbrechen sind gesellschaftsgefährliche Angriffe gegen die Souveränität 
der Deutschen Demokratischen Republik, den Frieden, die Menschlichkeit und die 
Menschenrechte, Kriegsverbrechen, Straftaten gegen die Deutsche Demokratische 
Republik sowie vorsätzlich begangene Straftaten gegen das Leben. Verbrechen sind 
auch andere vorsätzlich begangene gesellschaftsgefährliche Straftaten gegen die 
Rechte und Interessen der Bürger, das sozialistische Eigentum oder andere Rechte 
und Interessen der Gesellschaft, die eine schwerwiegende Mißachtung der sozia
listischen Gesetzlichkeit darstellen und für die deshalb eine Freiheitsstrafe von 
mindestens zwei Jahren angedroht ist oder für die innerhalb des vorgesehenen 
Strafrahmens im Einzelfall eine Freiheitsstrafe von über zwei Jahren ausgesprochen 
wird.

§ 2
(1) Nur auf Antrag des Geschädigten werden verfolgt, sofern kein öffentliches 

Interesse daran besteht:
— fahrlässige Körperverletzung;
— Beschädigung persönlichen und privaten Eigentums;
— unbefugte Benutzung von Kraftfahrzeugen;
— Eigentumsvergehen gegenüber Angehörigen;
— vorsätzliche Körperverletzung gegenüber Angehörigen.

(2) Der Antrag muß innerhalb von drei Monaten, nachdem der Geschädigte 
von der Straftat erfahren hat, spätestens aber binnen sechs Monaten seit der 
Begehung der Straftat, gestellt werden.

(3) Der Antrag kann bis zur Verkündung einer die strafrechtliche Verantwort
lichkeit feststellenden Entscheidung zurückgenommen werden.


